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§ 40a

Digitale Pflegeanwendungen

(1) Pflegebedürftige haben Anspruch auf Versorgung mit Anwendungen, die wesentlich auf digitalen 
Technologien beruhen und von den Pflegebedürftigen oder in der Interaktion von Pflegebedürftigen mit 
Angehörigen, sonstigen ehrenamtlich Pflegenden oder zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen 
genutzt werden, um Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder der Fähigkeiten des Pflegebedürf-
tigen zu mindern oder einer Verschlimmerung der Pflegebedürftig-keit entgegenzuwirken, soweit die 
Anwendung nicht wegen Krankheit oder Behinderung von der Krankenversicherung oder anderen zu-
ständigen Leistungsträgern zu leisten ist (digitale Pflegeanwendungen).

(1a) 1 Digitale Pflegeanwendungen im Sinne des Absatzes 1 sind auch solche Anwendungen, die pfle-
gende Angehörige oder sonstige ehrenamtlich Pflegende in den in § 14 Absatz 2 genannten Bereichen 
oder bei der Haushaltsführung unterstützen und die häusliche Versorgungssituation des Pflegebedürfti-
gen stabilisieren. 2 Keine digitalen Pflegeanwendungen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere An-
wendungen, deren Zweck dem allgemeinen Lebensbedarf oder der allgemeinen Lebensführung dient, 
sowie Anwendungen zur Arbeitsorganisation von ambulanten Pflegeeinrichtungen, zur Wissensvermitt-
lung, Information oder Kommunikation, zur Beantragung oder Verwaltung von Leistungen oder andere 
digitale Anwendungen, die ausschließlich auf Auskunft oder Beratung zur Auswahl und Inanspruchnah-
me von Sozialleistungen oder sonstigen Hilfsangeboten ausgerichtet sind.

(1b) Sofern digitale Pflegeanwendungen nach den geltenden medizinprodukterechtlichen Vorschriften 
Medizinprodukte sind, umfasst der Anspruch nur digitale Pflegeanwendungen, die nach § 33a Absatz 2 
des Fünften Buches Medizinprodukte mit niedriger Risikoklasse sind.

(2) 1 Der Anspruch umfasst nur digitale Pflegeanwendungen, die vom Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte in das Verzeichnis für digitale Pflegeanwendungen nach § 78a Absatz 3 auf-
genommen sind. 2 Die Pflegekasse entscheidet auf Antrag des Pflegebedürftigen über die Notwen-
digkeit der Versorgung des Pflegebedürftigen mit einer digitalen Pflegeanwendung. 3 Die erstmalige 
Bewilligung ist zu befristen. 4 Die Befristung darf höchstens sechs Monate betragen. 5 Inner-
halb der Frist hat die Pflegekasse eine Prüfung vorzunehmen und eine unbefristete Bewilli-
gung zu erteilen, wenn die Prüfung ergibt, dass die digitale Pflegeanwendung genutzt und die 
Zwecksetzung der Versorgung mit der digitalen Pflegeanwendung gemäß Absatz 1 bezogen 
auf die konkrete Versorgungssituation erreicht wird. 6 Die Pflegekasse darf dazu die pflegebe-
dürftige Person befragen. 7 Ein erneuter Antrag ist nicht erforderlich. 8 Entscheiden sich Pflege-
bedürftige für eine digitale Pflegeanwendung, deren Funktionen oder Anwendungsbereiche über die 
in das Verzeichnis für digitale Pflegeanwendungen nach § 78a Absatz 3 aufgenommenen digitalen 
Pflegeanwendungen hinausgehen, haben sie die Mehrkosten selbst zu tragen. 

(3) Ansprüche nach anderen Vorschriften dieses Buches bleiben unberührt. 

(4) Die Hersteller stellen den Anspruchsberechtigten digitale Pflegeanwendungen barrierefrei im 
Wege elektronischer Übertragung über öffentlich zugängliche Netze, auf maschinell lesbaren Daten-
trägern oder über digitale Vertriebsplattformen zur Verfügung.

Begründung zum PUEG:
Zu Absatz 2
Zu Satz 8
§ 40a Absatz 2 Satz 8 kann nicht dahingehend verstanden werden, dass die Hersteller von digita-
len Pflegeanwendungen höhere Vergütungsbeträge als nach § 78a Absatz 1 Satz 1 mit dem Spit-
zenverband Bund der Pflegekassen vereinbart, den Pflegebedürftigen in Rechnung stellen dürfen 
bzw. mit diesen abweichende Preisabsprachen treffen können. Die vereinbarten Vergütungsbe-
träge nach § 78a Absatz 1 Satz 1 sind für die Hersteller von digitalen Pflegeanwendungen und die 
Pflegebedürftigen bindend. Dies stellt der neu eingefügte § 78a Absatz 4 Satz 7 klar.
Von den Pflegebedürftigen grundsätzlich selbstzutragende Mehrkosten können sich entweder 
aus Vereinbarungen bzw. Preisabsprachen ergeben, die sich insbesondere auf Funktionen oder 
Anwendungsbereiche einer digitalen Pflegeanwendung beziehen, die keine Berücksichtigung im 
Rahmen der Prüfung der Erstattungsfähigkeit von digitalen Pflegeanwendungen durch das Bun-
desinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte gefunden haben oder deren pflegerischer Nutzen 
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nicht nachgewiesen wurde oder etwa durch zusätzliche Vorhaltevoraussetzungen bedingt sind, 
die vom Pflegebedürftigen zur Nutzung der digitalen Pflegeanwendung erst zu schaffen sind (z. B. 
Installation der aktuellen Version des Betriebssystems, Anschaffung von Hardware).
Die Vergütungsbetragsvereinbarungen mit dem Spitzenverband Bund der Pflegekassen sind ab-
schließend und weitere parallele Vergütungsvereinbarungen oder die Inrechnungstellung höherer 
Vergütungsbeträge gegenüber den Pflegebedürftigen sind daher nicht möglich.
Dies gibt auch § 78a Absatz 4 Satz 6 vor. Danach ist eine Differenzierung der Vergütungsbeträge 
nach Absatz 1 nach Kostenträgern nicht zulässig. Kostenträger im Sinne dieser Vorschrift sind 
auch und gerade die Pflegebedürftigen, die die vereinbarten Vergütungsbeträge einschließlich 
der Mehrkosten für die digitalen Pflegeanwendungen zu tragen haben und sich diese bis zum 
Leistungsbetrag von im Monat höchstens 50 Euro je Pflegebedürftigen erstatten lassen können. 
Ein solches Verständnis ist dem SGB XI nicht fremd, sondern liegt insbesondere auch den §§ 84 
Absatz 3, zweiter Halbsatz und 89 Absatz 1 Satz 6 zugrunde.
Gleichwohl hat der Verweis in § 40a Absatz 2 Satz 8 Missverständnisse ausgelöst und wird insoweit 
korrigiert und durch den § 78a Absatz 4 Satz 7 ergänzt.
Zu Satz 9 – aufgehoben
Die Informationspflicht der Pflegekassen wird nunmehr im neuen § 40b Absatz 2 geregelt.

Der 14. Ausschuss begründet zum Pflegebonusgesetz das Einfügen von Absatz 2 Satz 3 bis 7 wie folgt:
Durch die Befristung der erstmaligen Bewilligung auf höchstens sechs Monate wird eine Überprü-
fung dahingehend ermöglicht, ob die digitale Pflegeanwendung genutzt und die Zwecksetzung der 
Versorgung mit der digitalen Pflegeanwendung gemäß Absatz 1 bezogen auf die konkrete Versor-
gungssituation erreicht wird. Gleichzeitig wird damit ein Beitrag zur wirtschaftlichen Verwendung 
der Pflegeversicherungsbeiträge gewährleistet.
Die Pflegekasse hat innerhalb der Frist eine Prüfung vorzunehmen und eine unbefristete Bewil-
ligung zu erteilen, wenn die Prüfung ergibt, dass die digitale Pflegeanwendung genutzt und die 
Zwecksetzung der Versorgung mit der digitalen Pflegeanwendung bezogen auf die Versorgungssi-
tuation der pflegebedürftigen Person erreicht wird. Ein gesonderter Antrag der pflegebedürftigen 
Person ist in diesem Fall nicht erforderlich.
Die Pflegekasse darf die pflegebedürftige Person zur bisherigen Nutzung befragen und klären, ob 
die digitale Pflegeanwendung weiterhin genutzt werden soll. Die hierbei erhobenen Daten dürfen 
von der Pflegekasse nach § 94 Absatz 1 Nummer 3 verarbeitet werden. Die Befragung hat inner-
halb der Frist zu erfolgen. Um eine unbürokratische Weiternutzung der digitalen Pflegeanwendung 
sicherzustellen, hat die pflegebedürftige Person ein Wahlrecht zur Form bzw. dem Kommunika-
tionsweg bei der Befragung. Auf Wunsch der betroffenen Person soll die Befragung telefonisch 
durchgeführt werden. In Betracht käme, die pflegebedürftige Person mit dem Bewilligungsbe-
scheid auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Auf den Vergütungsbetrag hat die Befristung keinen Einfluss.
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